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Ernst Simonis

Mülldeponie der Ersten Welt
Ökonomische und ökologische Interessen von Nord und Süd

Im letzten Jahrzehnt haben die Begriffe, mit de
nen das Spannungsverhältnis von Nord und Süd 
beschrieben werden soll, vielfach gewechselt, 

aber nicht an Deutlichkeit verloren: »Nur diese eine 
Erde«, »Global 2000«, »Raumschiff Erde«, »Ret
tungsboot«. Diese Buchtitel verdeutlichen, daß es 
für Nord und Süd um mehr geht als um internatio
nale wirtschaftliche Arbeitsteilung: um den Über
gang von der Zusammenarbeit zu einem bestimm
ten Zweck zu der Einsicht, zur Zusammenarbeit 
gezwungen zu sein.

Der Zweite Bericht der Brandt-Kommission 
(1983) identifiziert die Forderung, den weiteren 
Rückgang der Umweltqualität aufzuhalten, als eine 
der »gemeinsamen Interessen« von Nord und Süd: 
»Wachsender Druck auf das verfügbare Land, 
zunehmender Einsatz von Chemikalien, Wüstenaus
breitung und Entwaldung vermindern die Produkti
vität des Bodens in vielen Teilen der Welt. Die 
Abholzung, unvorsichtiger Gebrauch von Chemika
lien und Düngemitteln und die Bodenerosion zerstö
ren die Böden und das landwirtschaftliche Potential 
knappen Landes und verursachen ernste Schäden an 
der Umwelt . . .  Wir unterstreichen (daher) den 
Bedarf an Mitteln, mit deren Hilfe diese Prozesse 
des ökologischen Verfalls gestoppt und umgekehrt 
werden müssen, die inzwischen das Ausmaß des 
Notstandes erreicht haben«.

Auch andere Berichte aus jüngster Zeit zeugen 
von einem gestiegenen Bewußtsein über die Interde
pendenz von Ökologie und Ökonomie und haben 
dazu beigetragen, die zwei Seiten dieser Interdepen
denz deutlich zu machen: Einerseits gibt es Berei
che, die Vorteile für alle aus internationaler Koope
ration bringen können; andererseits gibt es Nach
teile für alle, wenn eine verbesserte Kooperation 
nicht zustande kommt.

Etwa 25 000 Pflanzenarten und mehr als tausend 
Tierarten gelten als vom Aussterben bedroht; eine 
von zehn Arten könnte im Laufe dieses und des 
nächsten Jahrzehnts aussterben. Ein Aussterben in 
diesem Umfang wäre ohne Beispiel in der Mensch
heitsgeschichte. Etwa zwei Drittel aller und die 
Mehrzahl der gefährdeten Arten finden sich in den 
Entwicklungsländern; die Tropenwälder beheimaten 
allein etwa vierzig Prozent aller Arten. Diese Zah
len machen bereits deutlich, welche unmittelbaren 
Gefahren für den quantitativen Gesamtbestand an

Tier- und Pflanzenarten der Welt sich aus einem 
armutsbedingten Abbau und einem interessenbe
dingten Raubbau, das heißt, der übermäßigen Nut
zung der natürlichen Ressourcen in Entwicklungslän
dern ergeben können. Ein Verlust an Arten der 
genannten Größenordnung in Entwicklungsländern 
hätte aber auch andere weltweite Auswirkungen auf 
die zukünftige Entwicklung der Landwirtschaft und 
Industrie, auf die Gesundheit und die Lebensquali
tät im allgemeinen.

Aus dem quantitativen Verlust an vorhandenen 
Arten ergeben sich auch Beeinträchtigungen der 
Qualität der verbleibenden. So haben beispielsweise 
viele wichtige Nutzpflanzen in den Industrieländern 
eine nur beschränkte genetische Basis. Ihr Verlust in 
Entwicklungsländern reduziert entsprechend die 
Möglichkeiten der Stabilisierung oder Zunahme der 
Ertragsfähigkeit der Nutzpflanzen in den Industrie
ländern.

Überlebenslogik des Alltags

Viele medizinische und pharmazeutische Pro
dukte in Industrieländern beruhen direkt oder indi
rekt auf der Artenvielfalt in den Entwicklungslän
dern. So werden etwa rund vierzig Prozent der 
verwendeten Heilmittel ganz oder teilweise aus 
natürlichen Produkten gewonnen, die wiederum 
züm großen Teil aus Entwicklungsländern stammen. 
Auch das Innovationspotential -  und damit die öko
nomische Zukunft -  der Bio-Technologie ist auf 
genetische Reserven aus Entwicklungsländern an
gewiesen. Das wissenschaftliche und technische 
Know-how zur (sinnvollen) Nutzung der Artenviel
falt aber liegt bisher im wesentlichen in den Indu
strieländern.

Trotz dieser offensichtlichen Beziehungen zwi
schen Ökologie und Ökonomie schreitet der endgül
tige Verlust an Arten weltweit weiter voran. In den 
Entwicklungsländern selbst fehlt es nicht allein an 
Wissen und Know-how, es fehlt auch an ökonomisch 
realisierbaren Alternativen -  und es fehlt vor allem 
an Anreizen zum Schutz der Arten. Die Entwick
lungsländer haben offensichtlich wenig ökonomische 
Vorteile, die aus der Nutzung ihrer Artenvielfalt in 
den oder durch die Industrieländer entstehen.

Hieraus resultiert sogar ein geringes Interesse der 
Entwicklungsländer am langfristigen Artenschutz.
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Aus der Überlebenslogik des Alltags bricht daher 
die Kette zwischen ökonomisch sinnvoller Nutzung 
und Garantie der ökologischen Nachhaltigkeit ab. 
Einmal genutzt oder exportiert ist der Wert der 
natürlichen Ressourcen dahin. Dies aber erhöht und 
mindert nicht die Verantwortung der Industrielän
der für die Harmonisierung von Ökologie und Öko
nomie in Entwicklungsländern.

Viele Experten sind inzwischen der Auffassung, 
daß die tropischen Wälder in einem Ausmaß und 
einer Art und Weise ausgebeutet werden, die ökolo
gisch und ökonomisch nicht aufrechterhalten werden 
können (sollen). Die Schätzungen über die Abnahme 
der Waldbestände sind unterschiedlich, aber deut
lich: Ein auch von den Vereinten Nationen finan
ziertes Forschungsprojekt kommt zu einer Größen
ordnung von 14 Prozent bis zum Jahre 2000 oder 7,6 
Millionen Hektar jährlich -  allein für Umnutzung 
tropischer Wälder. Studien, welche die Bodenver
schlechterung einschließen, kommen auf eine Grö
ßenordnung, die annähernd das Dreifache dieser 
Zahlen belegt. Demgegenüber macht die Wieder
aufforstung zur Zeit nur etwa zehn Prozent der 
Flächen aus, die abgeholzt werden.

Betriebswirtschaftlich gesehen erfolgen diese 
Aktivitäten, um kurzfristige Verbesserungen der 
Ertragslage und volkswirtschaftlich, Wirtschafts
wachstum, Beschäftigung, Stabilisierung der Zah
lungsbilanz zu erzielen. Weltwirtschaftlich gesehen 
entspricht dem Süd-Nord-Transfer an Natur-Kapital 
ein bestimmter Transfer an Geld-Kapital. Die end
gültige Verteilung des durch die Nutzung der Natur 
entstehenden Einkommens mag offen sein, aber der 
Verlust an Naturbeständen ist definitiv. Niemand 
hat bisher die Bedeutung dieser ökologischen Verlu
ste in ihrer langfristigen Wirkung auf die ökonomi
sche Ertragslage oder Wachstumschancen überzeu
gend ermittelt.

Holz und Wälder

Die Ausformungen der Entwaldungsprozesse dif
ferieren von Region zu Region und Land zu Land 
erheblich: Schaffung von Siedlungsfläche, Umwand
lung in Weideland und sonstige landwirtschaftliche 
Nutzung, Brennholzverwendung, Holzkohleherstel
lung, Export von Hölzern für industrielle Zwecke 
sind in ihrer jeweiligen Bedeutung unterschiedlich. 
Weltweit betrachtet hat man das Verhältnis des 
Holzeinschlages in tropischen Wäldern, der auf 
Brennholz und Holzkohleherstellung einerseits und 
industrielle Verwendung andererseits entfällt, auf 
vier zu eins geschätzt.

Schätzungen dieser Art sind strittig und zeitlich 
nicht fixiert. Unstrittig ist allerdings, daß der Ener
giebedarf eine wesentliche Einzelursache für die 
zunehmende Entwaldung in Entwicklungsländern ist 
und daß er wiederum stark davon beeinträchtigt 
wird: Es gibt lokal akute und national zunehmende

Knappheit an Brennholz in vielen Ländern Asiens 
und Afrikas. Hieraus entstehen wiederum aufgrund 
der ökologischen Systemzusammenhänge vielfältige 
und schwerwiegende Folgen.

Aus kurzfristigen ökonomischen Entscheidungen 
können also weitreichende ökologische Effekte ent
stehen: Erosion, Überflutung, Klimaänderung, Ver
salzung von Bewässerungssystemen und hydroelek
trischen Anlagen -  woraus letztlich wiederum die 
Gefährdung der Exportfähigkeit von Rohstoffen 
resultiert. Nach Schätzungen der UNO könnten die 
Waldreserven in Malaysia und den Philippinen in 
etwa zehn Jahren weitgehend erschöpft und bei wei
ter anhaltend starker Ausbeutung in Thailand in 
etwa 25 Jahren völlig abgeholzt sein.

Über nationale Grenzen hinweg

Angesichts solcher Tendenzen werden lokale und 
nationale Praktiken der Holzgewinnung und Wald
rodung zu globalen Problemen und die Wiederent
deckung eines einfachen traditionellen und ökologi
schen Prinzips der Holzwirtschaft auf weltweiter 
Ebene notwendig: »Nicht mehr Holz einzuschlagen 
als nachwächst!« So einfach die Anwendung dieses 
Prinzips unter normalen ökonomischen Bedingun
gen erscheint, so schwierig wird sie, wenn diese 
Bedingungen gestört sind. In vielen Entwicklungs
ländern reduziert kurzfristige Entscheidungsnöt die 
langfristige Entscheidungsfähigkeit. '

Die verstärkte Nutzung des Waldes etwa für die 
kurzfristige Sicherung des Energiebedarfs gefährdet 
langfristig das Überleben im Rahmen der lokalen 
Ressourcenbasis. Und die Abholzung des Waldes 
für verstärkten Holzexport aus Gründen der kurzfri
stigen Stabilisierung der Handelsbilanz gefährdet 
langfristig eben diese Exportfähigkeit des Landes.

Das Beispiel der rapiden Abholzung der tropi
schen Wälder der Entwicklungsländer macht einen 
anderen Zusammenhang deutlich: Die Summe der 
Umweltschutzmaßnahmen in einzelnen Ländern ist 
kein hinreichender Ansatz zur Lösung der Umwelt
probleme im Weltmaßstab. Nationale Umweltin
nenpolitik allein (etwa der Schutz des Waldes in den 
Industrieländern oder die Redüzierung des Wald
sterbens in der Bundesrepublik) genügt nicht. Das 
Umweltthema muß ein Thema der Außen- und der 
Entwicklungspolitik werden. Der Erfolg (oder Miß
erfolg) der Umweltpolitik ist nicht innerhalb natio
naler Grenzen meßbar, weil die meisten Umwelt
probleme nicht an der Grenze halt machen.

Die Umweltbedingungen in den Entwicklungslän
dern und den Industrieländern hängen über eine wei
tere ökonomische Kette unmittelbar miteinander 
zusammen: Der Verlust an Bodenfruchtbarkeit auf
grund ökologischer Schädigungen in Entwicklungs
ländern erhöht bei weltweit weiter steigendem 
Bedarf durch die Bevölkerungszunahme die Nah
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rungsmittelproduktion in den Industrieländern und 
führt dort auf marginalen Böden zu Bodenerosion 
oder fördert über die weitere Chemisierung der 
Landwirtschaft die Gefahr der zunehmenden Bela
stung von Boden und Wasser -  und damit letztlich 
des Menschen.

Im letzten Jahrzehnt stammte insgesamt fast die 
Hälfte aller industriellen und industrienahen Investi
tionen in der Dritten Welt nicht aus den Entwick
lungsländern selbst, sondern waren im wesentlichen 
über multinationale Unternehmen vermittelt. Ein 
großer Teil dieser ausländischen Direktinvestitionen 
bezog sich auf die Nutzung und Ausbeutung natürli
cher Ressourcen, wie Brennstoffe, Mineralien, 
Holz, Fisch, deren Endverbrauch jedoch wiederum 
zum Großteil in den Industrieländern erfolgt.

Neuere Studien haben die Tendenz aufgezeigt, 
bestimmte Industrien in verstärktem Maße in Ent
wicklungsländern anzusiedeln. Diese Tendenz ist 
besonders deutlich bei einigen traditionellen indu
striellen Großverschmutzern, wie Stahl, Alumi
nium, Asbest, toxische Chemikalien. Trotzdem 
scheinen die Unterschiede in den Umweltstandards 
und -Schutzbestimmungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern im allgemeinen nicht der ent
scheidende Faktor der Standortentscheidung gewe
sen zu sein: Art der Ressourcen, Größe des Binnen
marktes, Lohn-, Energie- und Transportkosten sind 
mit im Spiel und in ihrer Gewichtung bedeutsamer.

Handelsvorteil durch weniger Umweltschutz?

Gleichzeitig aber fällt auf, daß die Entwicklungs
länder dem industriellen Umweltschutz dennoch 
keine hohe Priorität beigemessen haben, wenn über 
Vereinbarungen für multinationale Unternehmen 
verhandelt wurde: Steuern, Devisenkontrolle, Be
schäftigungsgarantien und Technologietransfer wa
ren stets bedeutsamere Themen. Als Konsequenz 
ergibt sich, daß Vereinbarungen zwischen Entwick
lungsländern und multinationalen Unternehmen 
entweder keine oder nur begrenzte Hinweise und 
Bestimmungen zum Umweltschutz enthalten.

Nach einer Studie über 21 entsprechende Verein
barungen über Bergbau sahen neun überhaupt keine, 
zwölf dagegen nur ganz allgemeine Vorkehrungen 
gegen Umweltprobleme vor. Keine der Vereinba
rungen enthielt das, was man als ein komplettes Set 
von Umweltbestimmungen bezeichnen würde. Bis
her hat es keinen nennenswerten Druck von seiten 
der Entwicklungsländer auf die Industrieländer und 
multinationale Unternehmen gegeben, den gegebe
nenfalls vorhandenen Handelsvorteil niedriger Um
weltstandards zu ihren Gunsten zu ändern, wie groß 
immer dieser im konkreten Fall sein mag.

Dennoch besteht ein Handlungsbedarf in bezug 
auf eine Harmonisierung der Umweltstandards -  
und zwar nicht nur im regionalen Bereich (etwa der

Abgaskatalysator in Westeuropa), im West-Ost- 
Zusammenhang (wie die transnationale Luftver
schmutzung), sondern auch im Nord-Süd-Kontext. 
Insbesondere besteht für die Entwicklungsländer ein 
zeitlich zunehmendes Risiko darin, wegen niedriger 
Umweltstandards bei der Produktion Absatzchan
cen ihrer Produkte in Industrieländern zu verlieren 
oder erst gar nicht zu erhalten, beispielsweise: Im- 
portbeschränkungwegenPestizidrückständeninNah- 
rungsmitteln.

Da bei einer effektiver werdenden nationalen 
Umweltpolitik im Import von Umweltproblemen

Am Rückgang der Artenvielfalt und der tropischen 
Wälder sowie der Standortwahl für Industrieanlagen 
in Entwicklungsländern weist Professor I)r. Udo E. 
Simonis, Direktor des Internationalen Instituts für 
Umwelt und Gesellschaft in Berlin, nach, daß Verbes
serungen der Umweltschutzmaßnahrnen dort im öko
nomischen und ökologischen Interesse des reichen 
Nordens liegen müßten.

aus dem Ausland zugleich das tendenziell zuneh
mende Risiko der Industrieländer liegt -  etwa der 
Re-Import des verbotenen DDT über den Import 
von Nahrungsmitteln wird die Notwendigkeit der 
stärkeren Beachtung von Umweltschutzbestimmun
gen in Entwicklungsländern auch aus diesen Grün
den zunehmen.

Der Bericht Von UN-Organisationen über den 
Zusammenhang von Ressourcen, Umwelt und 
Außenhandel macht dazu folgende Vorschläge: Die 
Regierungen ressourcenreicher Entwicklungsländer 
sollten alsbald eine Umweltgesetzgebung initiieren. 
Umweltschutzgesichtspunkte sollten in allen zu ver
einbarenden Verträgen über den Abbau natürlicher 
Ressourcen in Entwicklungsländern eine größere 
Beachtung finden. Und: Die-Besteuerung des Res
sourcenabbaus sowie des Ressourcenexports sollte 
verbessert werden, damit aus deren Aufkommen 
die Behandlung vorhandener oder entstehender 
Umweltprobleme finanziert werden könnte.

Aus diesen Überlegungen und Vorschlägen ergibt 
sich nicht, daß die Umweltstandards und -schutzbe- 
stimmungen in Industrie- und Entwicklungsländern 
vollständig identisch sein müssen. Es gibt ganz 
sicherlich) einen trade-off zwischen Umweltschutz 
und Einkommenszunahme. Das heißt, daß in armen 
Ländern die Notwendigkeit zur Steigerung des Ein
kommens mit der Notwendigkeit zum Schutz der 
natürlichen Ressourcen stärker konkurriert, als das 
in Industrieländern der Fall ist. Es heißt aber nicht, 
daß die Entwicklungsländer auf Umweltschutz ver
zichten oder ihre natürlichen Ressourcen in der 
Zukunft im selben Maße und in gleicher Weise 
ausbeuten (lassen) dürfen, wie dies in der Vergan
genheit der Fall war.


